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F A Q 1 
 

zu § 83 HBauO – In-Kraft-Treten; Übergangsbestimmungen 
 

 

Wann treten die Änderungen der HBauO vom 23.01.2018 in Kraft? 

Maßgebend für das In-Kraft-Treten sind Artikel 7 und 9 des Gesetzes zur Änderung der 
Hamburgischen Bauordnung und zur Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren 
schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung 
der Richtlinie 96/82/EG des Rates vom  23. Januar 2018 (HmbGVBl. Nr.4, 6. Februar 
2018, Seiten 27 und 28). 

Danach sind alle Änderungen der HBauO (mit Ausnahme der Verordnungsermächtigun-
gen, die früher in Kraft getreten sind, Art. 9 Abs. 2) am 01. Mai 2018 in Kraft getreten 
(Artikel 9 Abs. 1 und 3). Der Erlass der Verwaltungsvorschrift Technische Baubestim-
mungen – VV TB –  wurde am 30. April 2018 bekannt gegeben, Amtl. Anz. Nr. 34, Seite 
669 ff., HmbGVBl. Nr. 16, 11. Mai 2018, Seite 118).  

Die geänderten Vorschriften gelten für alle Anträge, die nach Inkrafttreten gestellt wor-
den sind (Art. 7 Abs. 4 Satz 1).  

Antragsteller können verlangen, dass für vorher gestellte und noch nicht beschiedene 
Anträge die Entscheidung nach den neuen Regelungen getroffen werden soll (Artikel 7 
Abs. 4 Satz 2).  

Stand: 11.06.2018 

 

Kann der Antragsteller oder die Antragstellerin, dessen Bauantrag vor Inkrafttre-
ten der Änderungen der HBauO gestellt wurde, die Prüfung von Bauvorlagen zur 
Erteilung eines Ergänzungsbescheids (bspw. für die Einleitung von Baugruben-
wasser in das öffentliche Siel) nach der neuen Rechtlage verlangen? 

Nein. 

Das Wahlrecht nach Artikel 7 Abs. 4 des Gesetzes zur Änderung der Hamburgischen 
Bauordnung und … (HmbGVBl. Nr.4, 6. Februar 2018, Seiten 27 und 28).bezieht sich 
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auf den Antrag als Ganzes, nicht auf Teilprüfungen. Bei Bauanträgen, die vor dem In-
krafttreten der Änderungen der HBauO gestellt wurden, sind folgende Fallgestaltungen 
zu unterscheiden: 

1. Über den Bauantrag ist zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderungen der 
HBauO noch nicht entschieden worden 

Da die Baugenehmigung noch nicht erteilt wurde, kann das Wahlrecht ausgeübt werden. 
Die Antragstellerin oder der Antragsteller kann verlangen, dass die Entscheidung des 
Bauantrages nach der neuen Rechtlage getroffen wird.  

2. Über den Bauantrag ist zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits 
entschieden worden 

Der Baugenehmigungsbescheid liegt vor. Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat 
kein Wahlrecht mehr. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass diese Entscheidung 
ggf. Entscheidungsvorbehalte enthält, denen durch den Erlass von Ergänzungsbeschei-
den Rechnung zu tragen ist. Ist ein Bauantrag nach der bisherigen Rechtslage entschie-
den worden, sind noch ausstehende Ergänzungsbescheide für nachtäglich zur Prüfung 
vorgelegte Bauvorlagen (§ 70 Absatz 2 Satz 3 HBauO i.V.m. § 4 Absatz 3 BauVorlVO), 
auf der Grundlage der bisherigen Rechtslage zu entscheiden.  

Hinweis: 

Für Anträge, die nach der bisherigen Rechtslage entschieden wurden, bleibt die Prüfung 
der Zulässigkeit von Maßnahmen, die die Bauausführung betreffen, sowie des § 13 Ab-
satz 1 HmbAbwG, noch Bestandteil des Baugenehmigungsverfahrens mit Konzentrati-
onswirkung nach § 62 HBauO. 

Stand: 11.06.2018 
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